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Einleitung 

I. Einfuhrung in die Thematik 

Rechtsgeschäftliches Handeln beruht auf vielerlei Einflüssen. Die Abgabe 
einer Willenserklärung bildet dabei das Ende eines Prozesses der Willens-
bildung, im Laufe dessen der Erklärende die für die eigene Entscheidung 
relevanten Umstände wahrnimmt und bewertet. Art und Schwere der mög-
lichen Einflüsse sind keine Grenzen gesetzt, und vielfach wird es sich um 
Sachverhalte handeln, die zu einer Beeinträchtigung der tatsächlichen Ent-
scheidungsfreiheit einer Partei fuhren. Diese Beeinträchtigung kann ihre 
Ursache in der Person des Erklärenden selbst finden, beispielsweise in 
Form von Fehlvorstellungen, Hoffnungen oder Bedürfnissen, die zumin-
dest subjektiv für unabweisbar gehalten werden. Genauso können sie je-
doch vom Verhandlungspartner ausgehen, wie etwa in Fällen der Täu-
schung, Drohung oder Überrumpelung. 

Bereits hier wird klar, dass ein umfassender Schutz der Entscheidungs-
freiheit, der in sämtlichen Fällen der subjektiv, also aus Sicht des Bedroh-
ten, beeinträchtigten Entscheidungsfreiheit ein Lösungsrecht gewährt, für 
eine Rechtsordnung undurchführbar ist. So können beispielsweise Verträge 
ihre Funktion - eine verlässliche Regelung für die Zukunft zu bilden - nur 
dann erfüllen, wenn sie grundsätzlich verbindlich sind. Verkehrssicherheit 
und Vertrauensschutz gebieten hier, dass die Selbstbindung einer Partei 
auch dann eintritt, wenn ihre Willensbildung beeinträchtigt war.1 Zu klären 
bleibt, „welche Beeinträchtigungen der Entscheidungsfreiheit so relevant 
sind, dass sie Einfluss auf die Validität der vertraglichen Regelung ha-
ben".2 

Diese Frage wird hier für einen kleinen Ausschnitt der denkbaren Ein-
flüsse auf die rechtsgeschäftliche Entscheidungsfreiheit, nämlich die Wil-
lensbeeinflussung durch Drohung, zu beantworten versucht. Behandelt 
werden sollen ausschließlich Fälle der Ausübung psychischen Zwangs auf 
den Verhandlungspartner (vis compulsiva), die anders als Fälle der unmit-
telbaren physischen Überwältigung (vis absoluta) die Selbstbestimmung 
des Erklärenden nicht völlig ausschließen. Hier soll der Frage nachgegan-
gen werden, wo englisches und deutsches Recht die Grenze zwischen har-
tem Verhandeln und unerlaubter Drohung ziehen, wann es also einer Partei 

1 Canaris, AcP 200 (2000), 273, 279 spricht in diesem Zusammenhang von einem 
„Antagonismus", der jedem Vertrag innewohne, da er einerseits der Verwirklichung von 
Selbstbestimmung diene, andererseits zu deren Beschränkung durch Selbstbindung führe. 

2 Zöllner, AcP 196 (1996), 24 f., 28; vgl. auch Canaris, AcP 200 (2000), 273, 278 f. 



2 Einleitung 

möglich ist, sich von den Folgen einer rechtsgeschäftlichen Vereinbarung 
mit der Begründung zu lösen, sie sei vom Verhandlungspartner bedroht 
worden. 

Im deutschen Recht befasst sich § 123 BGB mit dem Schutz der Ent-
scheidungsfreiheit einer Partei vor Drohungen.3 Die Norm gewährt dem 
Bedrohten ein Anfechtungsrecht, wenn er „widerrechtlich durch Drohung 
bestimmt worden ist", da, wie die Motive näher ausführen, ,,[d]ie Rechts-
ordnung [...] nicht gestatten [könne], dass die freie Selbstbestimmung auf 
rechtsgeschäftlichem Gebiet in widerrechtlicher Weise beeinträchtigt 
[werde]".4 Der Regelungszweck von § 123 Abs. 1 BGB liegt damit zwar 
im Schutz der rechtsgeschäftlichen Entscheidungsfreiheit. Über die Frage, 
ob Art und Schwere der Beeinträchtigung geeignet sind, zur Rückabwick-
lung zu führen, wird jedoch anhand des Kriteriums der Widerrechtlichkeit 
in abstrakt-generalisierender Weise geurteilt. So wird normativ entschie-
den, ob sich der Bedrohte von den Folgen seines - durch die Drohung ver-
anlassten - Handelns lösen kann. 

Eine vergleichende Betrachtung des Schutzes der Entscheidungsfreiheit 
vor Drohungen im englischen Recht überrascht hier: 

Zwar wird der kontinentale Betrachter auf der Suche nach einem ver-
gleichbaren Schutz der Entscheidungsfreiheit im englischen Common law 
unter dem Begriff von „duress" fündig. Gleichwohl waren dort bis Mitte 
des 20. Jahrhunderts nur ausgewählte, besonders gravierende Beeinträchti-
gungen der Selbstbestimmung rechtserheblich. So umfasste der Terminus 
„duress" nur Fälle von duress to the person, in denen der Bedrohte durch 
Androhung körperlicher Gewalt zur Abgabe von Erklärungen veranlasst 
worden war, sowie Fälle von duress of goods, Konstellationen, in denen 
mit einer Freiheitsberaubung oder der Beschlagnahme von Waren gedroht 
wurde. So schreibt Leake noch im Jahre 1921:5 

The duress recognised in law, as producing a sufficient degree of fear to vitiate an 
agreement, may consist in actual violence to the person, or in threats. Illegal im-
prisonment constitutes duress of the former kind [...]. Where money is paid to re-
lease goods or property from duress without any other consideration, it may be re-
covered back as a debt, as having been obtained by compulsion. 

Freilich handelt es sich bei der duress-Lzhxt nur um einen Ausschnitt des 
Schutzes einer Partei vor Bedrohung im englischen Recht des 19. Jahrhun-
derts. Insbesondere6 die Billigkeitsrechtsprechung der Equity-Gerichte 
konnte dem Bedrohten im Einzelfall zur Rückabwicklung verhelfen, wo 
ihn das common law aufgrund des engen Verständnisses rechtserheblichen 

3 Zu Abgrenzungsfragen, vgl. unten, § 2, II. 
4 Mot. I, 204. 
5 Leake (1921), 287 f. 
6 Neben der consideration-Lehre als mittelbares Kontrollinstrument, vgl. hierzu § 3, V. 
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Zwanges schutzlos gelassen hätte.7 Immerhin aber verwundert, welch ge-
ringer Stellenwert der rechtsgeschäftlichen Entscheidungsfreiheit at law 
beigemessen wurde. 

Bis Ende des Jahrhunderts hatte sich das Bild gewandelt. So stellte Lord 
Goff in einer Entscheidung aus dem Jahre 1992 fest:8 

It is now accepted that economic pressure may be sufflcient to amount to duress 
for this purpose, provided at least that the economic pressure may be characterized 
as illegitimate and has constituted a significant cause inducing the plaintiff to en-
ter into the relevant contract. 

Die Unterschiede liegen auf der Hand: Ein Lösungsrecht des Bedrohten 
hängt hier weder von der Art des bedrohten Rechtsgutes, noch von dessen 
besonderer Schutzwürdigkeit ab. Vielmehr scheinen zunächst die Wider-
rechtlichkeit der Ausübung von Druck sowie die Tatsache, dass die Dro-
hung ein significant cause für das Handeln des Bedrohten war, wesentlich 
zu sein. 

Das Diktum von Lord Goff ist der vorläufig letzten Entscheidung des 
House of Lords entnommen, die sich mit einer Erweiterung des Schutzes 
der Entscheidungsfreiheit vor Drohungen durch eine sog. doctrine of eco-
nomic duress befasste. Auslöser für diese Entwicklung war eine ganze 
Reihe von Urteilen englischer Gerichte, bei denen im Kern folgende Fall-
gestaltung zur Entscheidung kam:9 Im Rahmen der Durchführung eines 
bestehenden Vertragsverhältnisses verlangt eine Partei nach einer sie be-
günstigenden Vertragsanpassung, in der Regel einer Mehrzahlung. Diesem 
Verlangen verleiht sie Nachdruck, indem sie mit der Nichterfüllung ihrer 
vertraglichen Pflichten droht. Den Verhandlungspartner versetzt diese 
Drohung in eine (wirtschaftliche) Zwangslage, da er beispielsweise gegen-
über Dritten zur Leistung verpflichtet ist und im Vertrauen auf die rei-
bungslose Vertragsdurchführung disponiert hat. Daher erklärt er sich 
schließlich mit der Mehrforderung einverstanden. Später verlangt er das 
Geleistete mit der Begründung zurück,' er sei hierzu durch das In-Aussicht-
Stellen des vertragswidrigen Verhaltens „gezwungen" worden. 

Da es sich hierbei weder um einen Fall der Drohung gegen Leib und 
Leben, noch um die widerrechtliche Beschlagnahme von Eigentum handel-
te, war der Fall nicht entsprechend den herkömmlichen Kategorien von 
duress subsumierbar. So sahen sich die Richter gezwungen, den Schutz der 
Entscheidungsfreiheit für die Fälle zu überdenken, in denen „lediglich" 
Vermögensinteressen bedroht waren und sich der Bedrohte aufgrund der 

7 Vgl. hierzu unten, § 3, III. 
8 The Evia Luck [1992] 2 AC 152, 165 {per Lord Goff); vgl. hierzu näher unter § 4, 

III, 3. 
9 The Siboen and The Sibotre [1976] Lloyd's Rep 293; The Atlantic Baron [1979] QB 

705; Pao On v Lau Yiu Long [1980] AC 614; siehe ausführlich unten, § 4, III, 1. 
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Drohung in einer wirtschaftlichen Zwangslage befand. Dies führte schließ-
lich zur Anerkennung einer doctrine of economic duress. 

II. Problemstellung 

1. Die Entwicklung der englischen duress-L&hrc 

Die Entwicklung des Schutzes der Entscheidungsfreiheit vor Drohungen 
im englischen Recht wirft eine ganze Reihe von Fragen auf. In der Beant-
wortung dieser Punkte liegt gleichzeitig das Ziel der Untersuchung im er-
sten Teil der Arbeit. 

So ist zunächst zu klären, weshalb der Schutz vor Drohungen im Wege 
der duress-Lehre bis Mitte des 20. Jahrhunderts im Wesentlichen auf Fälle 
der Drohung gegen Leib und Leben sowie Drohungen mit rechtswidriger 
Beschlagnahme beschränkt blieb. In diesem Zusammenhang wird die Un-
tersuchung nicht bei der duress-Lehre stehen bleiben, sondern sich auch 
anderen Rechtsinstituten zuwenden, insbesondere der consideration-Lehie 
sowie der Equity-Rechtsprechung zur undue influence-Lehie, die dem Be-
drohten dort zu Schutz verhelfen konnte, wo er at law ohne Rechtsbehelf 
geblieben wäre. 

Die Reichweite des Schutzes der Entscheidungsfreiheit vor Drohungen 
ist natürlich kein Phänomen, das nur im englischen Recht zu finden ist. Im 
Gegenteil beschäftigte kontinentale Juristen seit der Zeit des römischen 
Rechts die Frage, worauf sich ein Lösungsrecht des Bedrohten gründen 
sollte und welche Voraussetzungen hieran zu knüpfen seien. Daher wird 
bei der Untersuchung der historischen-dogmatischen Grundlagen der du-
ress-Doktrin stets zu überprüfen sein, ob und inwieweit hier Anleihen bei 
kontinentalen Lehren genommen wurden und welche Fingerzeige sich aus 
einer vergleichenden Betrachtung für die weitere Entwicklung und Ausge-
staltung des englischen Rechts gewinnen lassen. 

Darüber hinaus ist näher zu beleuchten, welche Rolle der Anerkennung 
einer doctrine of economic duress und damit der Möglichkeit einer Rück-
abwicklung bei der Bedrohung (bloß) wirtschaftlicher Interessen zukommt. 
Zunächst ist durch deren Einbeziehung die Beschränkung der duress-Lehre 
auf die Fälle von duress of goods sowie duress to the person, d.h. auf die 
Bedrohung von Leib und Leben sowie die Drohung mit widerrechtlicher 
Beschlagnahme, obsolet. Zu klären bleibt indes die genaue Reichweite des 
Schutzes vor Drohungen im englischen Recht, mit anderen Worten die 
Frage, welchen Voraussetzungen ein Lösungsrecht aufgrund der Bedro-
hung von wirtschaftlichen Interessen folgt. 

Da in diesem Bereich die Entwicklung der duress-Lehre noch im Fluss 
ist, kann eine Behandlung des englischen Rechts nicht bei der gegenwärti-
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gen Rechtslage stehen bleiben, sondern hat sich auch mit der Frage ausein-
anderzusetzen, welchen Weg die Gerichte in der weiteren Ausgestaltung 
des allgemeinen Schutzes vor Drohungen im englischen Recht wählen 
werden. 

2. Neuverhandlungssituationen und die Ausübung wirtschaftlichen Drucks 
im englischen und deutschen Recht 

Die doctrine of economic duress war im englischen Recht nicht nur weg-
weisend für die weitere dogmatische Entwicklung des Schutzes einer Par-
tei vor Drohungen. Auch für Fragen der Wirksamkeit von Neuverhandlun-
gen sowie der erzwungenen Anpassimg bestehender Verträge lieferte sie 
wichtige Impulse. 

So kamen bei der Abgrenzung zwischen hartem Verhandeln und uner-
laubter Drohung nicht nur die Widerrechtlichkeit der Drohung und deren 
Kausalität zum Tragen. Nach Auffassung der Gerichte konnte ebenfalls 
von Bedeutung sein, ob die mit der Drohung verbundene Forderung gut-
oder bösgläubig geltend gemacht wurde, ob das Verlangen nach einer 
Mehrzahlung wirtschaftlich vertretbar war, ob ausreichend Zeit für eine 
reifliche Überlegung bestand und ob es dem Bedrohten zumutbar war, hart 
zu bleiben und andere Handlungsalternativen zu nutzen. Für das englische 
Recht gilt es hier zu klären, inwieweit es sich bei diesen Überlegungen um 
konstitutive Voraussetzungen eines Lösungsrechtes handelt, oder ob sie 
nur aufgrund der Umstände des Einzelfalles maßgeblich waren. 

Dem entsprechend ist der zweite Teil der Arbeit der Erläuterung von 
Einzelfragen der doctrine of economic duress gewidmet, die sich im Zu-
sammenhang mit einer durch Drohung mit Vertragsbruch erzwungenen 
Vertragsanpassung stellen. Nach der Untersuchung des im englischen 
Recht zu findenden, differenzierten Regelungssystems soll geklärt werden, 
welche dieser Erwägungen im geltenden Recht Niederschlag gefunden ha-
ben. 

Die Untersuchung erzwungener Vertragsanpassungen im englischen 
Common law lässt umgekehrt daran denken, den Blick auf eine Behand-
lung dieser Problematik nach deutschem Recht zu richten. Hier ist nicht 
nur zu fragen, ob § 123 Abs. 1 BGB richtiger Ansatzpunkt für den Schutz 
einer Partei vor erzwungenen Vertragsanpassungen wäre, sondern auch, 
inwieweit es möglich ist, unter Anwendung des allgemeinen Drohungstat-
bestandes sachgerechte Lösungen zu erzielen. Ein Eingehen auf diese 
Aspekte ist umso reizvoller, als den hier geschilderten, abgepressten Ver-
tragsanpassungen bislang im deutschen Recht kaum besondere Beachtung 
geschenkt wurde. Gerade deshalb erscheint denkbar, dass eine rechtsver-
gleichende Untersuchung des englischen Rechts auch wichtige Erkenntnis-
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se für die Auslegung einzelner Vorschriften des deutschen Rechts liefern 
kann. 

III. Gang der Untersuchung 

Die Arbeit gliedert sich in zwei Teile. Der erste ist der Entwicklung des 
Schutzes vor Drohungen im englischen Recht aus historisch-
rechtsvergleichender Sicht gewidmet, der zweite befasst sich mit erzwun-
genen Vertragsanpassungen im englischen und deutschen Recht. 

Die Darstellung beginnt im ersten Kapitel mit einem Überblick zu den 
historischen Grundlagen des Schutzes vor Drohungen im kontinentalen 
Recht. Neben einer Untersuchung des römischen Rechts ist hier besonders 
bedeutsam, welche Weiterentwicklung und Ausgestaltung diese Grundla-
gen in Spätscholastik, Naturrecht, den Kodifikationen des 19. Jahrhunderts 
sowie Pandektistik erfuhren. Das zweite Kapitel befasst sich, auf Grundla-
ge der vom BGB-Gesetzgeber gewählten Regelung, mit dem Schutz vor 
Drohungen im deutschen Recht. Sedes materiae ist hier § 123 Abs. 1 BGB. 
Die Arbeit schildert die dogmatischen Grundlagen der Regelung und geht 
darüber hinaus auf weitere Tatbestände ein, im Rahmen derer die Aus-
übung von Druck durch Drohungen oder „drohungsähnliches Verhalten" 
Berücksichtigung finden kann. 

Das dritte und vierte Kapitel sind der englischen duress-Lehre gewid-
met. Das englische Recht schützt die rechtsgeschäftliche Entscheidungs-
freiheit traditionell nur in sehr restriktiver Weise vor Drohungen. In die-
sem Zusammenhang wird zu beleuchten sein, weshalb der 
Anwendungsbereich der duress-Lehie über Jahrhunderte hinweg derart 
beschränkt blieb. Schwerpunktmäßig wendet sich die Arbeit dann der Fra-
ge zu, inwieweit der Schutz vor Drohungen durch die Anerkennung der 
doctrine of economic duress erweitert wurde. Da diese Materie derzeit auf 
wenig festem Boden steht, wird relativ ausführlich auf Rechtsprechung 
sowie neuere Ansätze in der Literatur einzugehen sein. Die Ergebnisse der 
Untersuchungen im vierten Kapitel werden sodann das Prüfungsprogramm 
des zweiten Teils der Arbeit, der Anwendung der Grundsätze von econo-
mic duress auf den Fall der erzwungenen Vertragsanpassung, bestimmen. 
Zunächst fasst jedoch das fünfte Kapitel die Entwicklung des Schutzes vor 
Drohungen im englischen Recht zusammen und beschäftigt sich mit der 
weiteren Entwicklung der duress-Lehre. Hier wird insbesondere eine ver-
gleichende Betrachtung der Rechtsentwicklung auf dem Kontinent, die in 
den beiden ersten Kapiteln erörtert wurde, wichtige Erkenntnisse liefern. 

Der zweite Teil der Arbeit befasst sich mit einem praxisrelevanten An-
wendungsbeispiel der doctrine of economic duress, einer durch Drohung 
mit Vertragsbruch erzwungenen Vertragsanpassung. Aufgrund der beson-
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deren Interessenlage, mit der sich die Parteien bei der Neuverhandlung von 
Verträgen konfrontiert sehen, stellt dies aus Sicht des englischen Rechts 
die facettenreichste und gleichzeitig problematischste Fallgestaltung dar. 
Die im sechsten Kapitel behandelte Fragestellung, ob und wie das engli-
sche Recht der Ausübung von Druck in Anpassungskonstellationen Rech-
nung trägt, soll dann in gleicher Weise in Kapitel sieben für das deutsche 
Recht Beantwortung finden. Hier wird zunächst zu klären sein, ob auch 
künftig § 123 Abs. 1 BGB richtiger Ansatzpunkt für die Behandlung er-
zwungener Vertragsanpassungen bleibt. In einem weiteren Schritt ist zu 
untersuchen, inwieweit Modifikationen des Drohungstatbestandes im deut-
schen Recht geboten sind. Hier ist nun auch umgekehrt zu fragen, ob die 
englische doctrine of economic duress einen Beitrag für die Weiterent-
wicklung der deutschen Regelung zu leisten vermag. 

Nach einer Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse des zweiten 
Teils (§ 8) schließt die Arbeit mit den Ergebnissen der Untersuchung. 

IV. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

Wie bereits ausgeführt kann die rechtsgeschäftliche Entscheidungsfreiheit 
einer Partei auf vielerlei Arten beeinträchtigt sein. Die vorliegende Arbeit 
beschränkt sich - im englischen wie im deutschen Recht - auf die Ein-
flussnahme durch Drohung. Nur am Rande wird daher auf die Vielzahl von 
Einwirkungen auf die Entscheidungsfreiheit einzugehen sein, die zwar 
durch die Ausübung von Druck oder „drohungsähnliches Verhalten" ge-
kennzeichnet sind, in denen es jedoch an einer (konkludenten) Drohung 
fehlt. Für das deutsche Recht bewirkt diese inhaltliche Beschränkung des 
Untersuchungsgegenstandes, dass beispielsweise die Regelungen der 
§§ 312 ff. BGB und §§ 491 ff. BGB (ehemals HtWiG, VerbrKrG) sowie 
die Normen des UWG ausgeklammert bleiben. Zwar finden diese Vor-
schriften ebenfalls auf Sachverhalte Anwendung, die im weiteren Sinne 
durch die Ausübung von Druck gekennzeichnet sind. Gleichwohl wird es 
an einer Drohung, meist sogar an einer für den Vertragspartner erkennba-
ren Einflussnahme fehlen. 

Darüber hinaus werden in beiden Teilen der Arbeit nur Ausschnitte des 
Schutzes vor Drohungen behandelt. Für die Darstellung des englischen 
Rechts im ersten Teil der Arbeit bedeutet dies, dass zwar die historisch-
dogmatischen Grundlagen der gesamten duress-Lehre erörtert werden. 
Neuere Entwicklungen sollen jedoch exemplarisch anhand der doctrine of 
economic duress erläutert werden, wobei zu klären ist, inwieweit die An-
erkennung dieser Doktrin als Katalysator für die weitere Entwicklung des 
Schutzes vor Drohungen im Common law wirkte. Die Ausführungen kon-
zentrieren sich hier auf die historisch-dogmatischen Grundlagen der du-
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re.w-Lehre und deren Fortentwicklung, ohne zugleich sämtliche Erschei-
nungsformen der Drohung, beispielsweise die Drohung mit Straf- oder 
Zivilklage, zu thematisieren. 

Im zweiten Teil wird für die vergleichende Darstellung der Regelungen 
des englischen und deutschen Rechts der Fall einer durch Drohung mit 
Vertragsbruch erzwungenen Vertragsanpassung herausgegriffen und näher 
erörtert. In beiden Rechtsordnungen handelt es sich hier um Vereinbarun-
gen, die ohne Rückgriff auf gesetzliche oder vertragliche Anpassungs-
mechanismen zustande kommen. 

Schließlich unterbleibt eine eingehende Behandlung der Systemunter-
schiede des englischen und deutschen Bereicherungsrechts. Zwar wird im 
vierten Kapitel die Frage beantwortet, weshalb es sich bei economic duress 
sowohl um ein vertragsrechtliches, als auch um ein bereicherungsrechtli-
ches Problem handelt. Die Tatsache, dass im deutschen Recht rechtsgrund-
lose Leistungen grundsätzlich rückforderbar sind, wohingegen das engli-
sche Recht - derzeit noch10 - einen besonderen unjust-Grund erfordert, 
wird jedoch nicht weiter vertieft. In beiden Teilen der Untersuchung steht 
die Rückabwicklung vertraglich geschuldeter Leistungen im Mittelpunkt, 
also die Frage, unter welchen Voraussetzungen sich eine Partei von einer 
rechtsgeschäftlichen Vereinbarung mit der Begründung lösen kann, sie sei 
bedroht worden. Somit bedarf es in beiden Rechtsordnungen zunächst ei-
ner Beseitigung des vertraglichen Versprechens im Wege der Anfechtung. 

10 Siehe § 4, VI. 



Erster Teil 

Der Schutz vor Drohungen im englischen Recht aus historisch-
rechtsvergleichender Perspektive 

Wie eingangs geschildert, soll im ersten Teil der Arbeit das Hauptaugen-
merk auf der Entwicklung des Schutzes liegen, den das englische Recht 
gegen Einflussnahmen auf die Entscheidungsfreiheit durch Drohungen 
gewährt. Gleichwohl erfordert eine rechtsvergleichende Untersuchung 
nicht nur eine Behandlung des Problemkreises im deutschen Recht, son-
dern auch eine Vergegenwärtigung der historischen Grundlagen kontinen-
taler Lehren. 

Wenn beides vor einer Darstellung des englischen Rechts Erwähnung 
findet, so trägt dies nur dem Umstand Rechnung, dass in England erst En-
de des 19. Jahrhunderts bzw. in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
wesentliche Entwicklungen der duress-Lehre stattfanden. Auf dem Konti-
nent hatte dagegen die Analyse erzwungenen Handelns auf Grundlage des 
römischen Rechts bereits Spätscholastiker und Naturrechtler beschäftigt. 
Daher legt zum einen die Chronologie der Geschehnisse nahe, das konti-
nentale Panorama vorab zu schildern. Zum anderen erscheint ein Überblick 
über die historischen Grundlagen kontinentaler Rechte auch deshalb vor-
rangig, weil später die Frage Beantwortung finden soll, ob und inwieweit 
hier bei der Entwicklung des englischen Rechts Anleihen genommen wur-
den. 

§ 1. Grundzüge der historischen Entwicklung kontinentalen Rechts 

I. Römisches Recht 

Das frühe römische Recht schenkte Tatbeständen mangelhafter Willens-
bildung - vom Irrtum abgesehen - keine große Aufmerksamkeit. So war 
auch eine unter rechts- oder sittenwidrigem Zwang getroffene Vereinba-
rung nach ius civile regelmäßig gültig. Wie Paulus später feststellte, gehe 
ein durch „nötigende Gewalt oder aufgrund von Furcht" (vi metusve causa) 
zustande gekommenes Geschäft immerhin auf willentliches Handeln zu-
rück und sei daher wirksam.1 

' D. 4, 2, 21, 5 (Kursivierung hinzugefügt); Übersetzung nach Behrends/Knütel/ Ku-
pisch/ Seiler; Paulus' Aussage ist vermutlich vor dem philosophischen Hintergrund der 
Stoa bzw. des Aristoteles zu sehen, vgl. Hartkamp, 84 ff. 
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Si metu coactus adii hereditatem, 
puto me heredem effici, quia 
quamvis si liberum esset noluis-
sem, tarnen coactus volui. 

Wenn ich aus Furcht eine Erb-
schaft angetreten habe, werde ich, 
wie ich meine, Erbe; obwohl ich 
nämlich, wenn ich in meiner Ent-
scheidung frei gewesen wäre, dies 
nicht gewollt hätte, habe ich, ob-
gleich gezwungen, es dennoch 
gewollt. 

Lediglich bei Rechtsgeschäften, die nach der bona fides beurteilt wurden, 
beispielsweise der emptio venditio oder der locatio conductio, konnte der 
Richter dem Vorliegen von vis oder metus Rechnung tragen.2 Denn wenn 
aus einem Verpflichtungsgeschäft mit einem bonae fidei iudicium geklagt 
wurde, folgte schon aus der bona fides, der Bestimmung der Leistungs-
pflicht des Beklagten nach Treu und Glauben, dass der Richter erpresseri-
sches Verhalten des Klägers in Ansatz zu bringen hatte. Dadurch war es 
möglich, einer Vereinbarung, die unter Druck zustande gekommen war, die 
Wirksamkeit zu versagen.3 Vermutlich bezog sich Ulpian hierauf, wenn er 
festhielt:4 

Nihil consensui tarn contrarium Nichts ist der Einwilligung, auf 
est, qui ac bona fidei iudicia su- welcher auch die Klagen guten 
stinet, quam vis atque metus. Glaubens beruhen, so zuwider als 

Hiervon abgesehen waren dem Richter jedoch die Hände gebunden, denn 
im Formularprozess war kein Raum für eine Berücksichtigung der - in der 
Klagformel nicht enthaltenen - metus. Gerade im letzten Jahrhundert der 
Republik erschien jedoch auch hier Abhilfe dringend geboten. Nicht nur 
das politische Umfeld war zur Zeit der gracchischen Reformgesetzgebung 
durch Aufruhr und Konflikte geprägt, sondern auch im Rechtsverkehr wa-
ren Drohung und Erpressung geradezu alltäglich.5 

Vor diesem Hintergrund sah sich schließlich um 79 v. Chr. der Prätor 
Octavius veranlasst, erweiterten Schutz vor vis und metus zu gewähren und 
nahm erstmals in sein Edikt eine actio auf Rückgabe des durch Drohung 
Erlangten auf.6 Über den genauen Inhalt und die nähere Ausprägung des 

2 Zum Kreis der mit bonae fidei iudicia ausgestalteten Obligationen vgl. den Über-
blick bei Kaser/Knütel, § 33, 12 sowie Wieacker, ZSS 80 (1963) 1 ff. und Zimmermann, 
Obligations, 140, 509. 

3 Der Vertrag war bei Erpressung ohne weiteres wirkungslos, so dass es keiner excep-
tio bedurfte; vgl. Käser, RPr I, 245; Zimmermann, Obligations, 658. 

4 Ulp. D. 50, 17, 116 pr.; Übersetzung nach Behrends/Knütel/Kupisch/Seiler. 
5 Vgl. zum sozial-historischen Hintergrund Zimmermann, Obligations, 651 f. m.w.N.; 

Kaser/Knütel, § 8, 30. 
6 „Quod per vim aut metum abtulissent", vgl. Hartkamp, 245 ff.; Kupisch, 158 ff.; v. 

Lübtow, 127. 

Gewalt und Furcht. 
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